
von Sonja Grusch, SLP-Wien

D
ie EU ist in der tiefsten Krise seit
ihrer Gründung. Nationale Re-
gierungen wie auch EU-Gre-

mien hanteln sich von einem „Ret-
tungsversuch“ zum nächsten. Doch
nichts hilft. Der Investor George Soros
meinte treffend: „Wir stehen am Rande
eines Kollapses.“ Doch in Österreich
wird so getan, als ob uns das nichts an-
ginge und „bei uns“ ohnehin alles in
Ordnung wäre.

Angriff auf die „Pleitegriechen“

Griechenland zeigt, was diese Krise
wirklich bedeutet. Nur ein Jahr nach
dem ersten „Rettungspaket“ von IWF
und EU ist die soziale Lage katastro-
phal. Die Kürzungen, die als Bedin-
gung verlangt wurden, katapultieren
die griechischen ArbeiterInnen in die
Katastrophe: 34% der Haushalte le-
ben in Armut. 45% können sich nicht
ausreichend ernähren. 50% werden
im Winter nicht ausreichend heizen
können. Das im Juni beschlossene
nächste Kürzungspaket wird die Si-
tuation noch dramatisch verschlim-
mern. Trotzdem hetzen Medien und
Politik gegen die „Pleitegriechen“. Sie
hätten „über ihre Verhältnisse ge-
lebt“. Doch die „Rettungspakete“ die-
nen nur zur Sicherung der Einlagen
europäischer Banken. Die Finanz-
märkte spekulieren munter weiter –
zahlen sollen die griechischen Arbei-
terInnen. Die Regierung setzt um,
was die EU fordert. Beide sind Werk-
zeuge der Finanzmärkte und der
Wirtschaft.

Österreich ist keine „Insel der Seligen“

Massenstreiks in Griechenland und
Britannien, Jugendrevolten in Spanien
und Portugal. Nur in Österreich scheint
alles ruhig. Denn, so versichern uns
Medien und Politik, bei uns ist die sozi-
ale Welt noch in Ordnung. Das deckt
sich nicht mit der Realität vieler Men-

schen. „Einmal einkaufen und schon
sind 30 Euro weg – ein Wahnsinn“ ist
Normalität an der Supermarktkasse.
Zur Ferienzeit steigen die Spritpreise
wieder. Massive Kürzungen in der
Steiermark, Oberösterreich und Wien
im Gesundheits- und Pflegebereich.
Immer mehr Jugendliche, die prekäre
oder gar keine Jobs haben.

Sie scharren in den Startlöchern

Die nackten Zahlen zeichnen das Bild
eines florierenden Österreich in einem
Meer von krisengebeutelten Volkswirt-
schaften. Doch gleichzeitig sind die Lei-
chen in den Kellern der Banken, die
massiv in Osteuropa investiert haben,
zahlreich und werden diese bei einem
neuerlichen Einbruch ins Trudeln brin-
gen. Die Exportbasis des Wachstums ist
eine höchst wackelige. Zwei Drittel der
Gemeinden sind tief verschuldet und
haben kein Geld mehr für Soziales und
Gesundheit. Der schwächelnde Tou-
rismus (minus 11,6 % im Mai) ist ein
Indikator für niedrige Löhne und Zu-
kunftsängste. All dass zusammen heißt:

Das dicke Ende kommt noch und dar-
auf wollen sich Österreichs Unterneh-
men vorbereiten. Der Chef der Indu-
striellenvereinigung beklagt, dass 40 %
der Staatsausgaben für „die Vergangen-
heit“ ausgegeben werden – und meint
damit u.a. Pensionen. Er will „struktu-
relle und nachhaltige Maßnahmen in
den Bereichen Verwaltung, Pensionen
und Gesundheit.“ D.h.: vor dem
Hintergrund der massiven Angriffe auf
Löhne, der Verlängerungen bei Arbeits-
zeiten und der Zerschlagungen im So-
zialbereich in ganz Europa wollen sie
die Chance nutzen, um auch bei uns in
diese Richtung zu wirken. Medien und
„Experten“ singen wieder das Lied von
den angeblichen Privilegien im Öffent-
lichen Dienst, bei den ÖBB etc und be-
handeln ArbeiterInnen, die gegen An-
griffe kämpfen wie unwissende, gierige
Kinder – um weitere Angriffe vorzube-
reiten. Denn die Spirale nach unten
dreht sich immer schneller.

International statt national

Das bisschen Wachstum verschwindet

zur Gänze in den Taschen der Aktionär-
Innen, ManagerInnen und sowieso
schon Reichen. Das Vermögen der
Superreichen steigt jährlich um rund
10%. Die zehn reichsten Familien in
Österreich besitzen 63,5 Milliarden Eu-
ro. Diese unfassbare Summe fehlt z.B.
im Bildungswesen dringend! Die Voest
machte zwar 2009/10 über 100 Millio-
nen Euro Gewinn, hat aber in den letz-
ten Jahren 12 % der Beschäftigten abge-
baut.

Die FPÖ ist die einzige Parlaments-
partei, die offensiv gegen die Zahlungen
an Griechenland wettert. Sie trifft da-
mit einen Nerv. Viele fragen sich, wa-
rum wir schon wieder zahlen müssen.
Die Frage ist richtig: Warum soll bei uns
gekürzt werden, um das Geld den Ban-
ken in den Rachen zu werfen! Die Ant-
wort der FPÖ ist eine nationalistische
und rassistische. Die angeblich soziale
Partei fordert weitere drastische Kür-
zungen für die griechischen ArbeiterIn-
nen. Das lässt erahnen, welche Maß-
nahmen sie setzen würden, wenn sie
hier in der Regierung wären. Unsere
Antwort auf die Krise der EU ist eine
andere: es ist gut und richtig, dass sich
Jugendliche und ArbeiterInnen in vie-
len Ländern gegen die Zerschlagung ih-
rer Zukunft wehren. „Kämpfen wie in
Griechenland“ kann bald auch in
Österreich notwendig werden, wenn
die nächsten Angriffe kommen. Statt
den Banken das Geld in den Rachen zu
werfen muss die Forderung lauten:
„Wir bezahlen die Schulden nicht! Ver-
staatlichung der Banken – wir kontrol-
lieren und verwalten das Geld selbst
und überlassen es nicht den kapitalisti-
schen ManagerInnen.“ Wenn die Löh-
ne in Griechenland sinken, profitieren
nur die Unternehmen davon und wol-
len unsere auch gleich senken. Die Ant-
wort auf die Krise ist ein gemeinsamer
Kampf von ArbeiterInnen und Jugend-
lichen in ganz Europa gegen die Kür-
zungen der EU und der jeweiligen Re-
gierung! Statt nationalistischer Rück-
zugspolitik brauchen wir die vereinig-
ten sozialistischen Staaten von Europa!
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Österreich 

Wir können Strache
verhindern
Die jüngsten Umfragen zeigen
die FPÖ in der sogenannten
Sonntagsfrage erstmals auf
dem ersten Platz. Eine breite
soziale Bewegung von Stu-
dierenden, SchülerInnen und
Lehrlingen, von Erwerbslo-
sen und ArbeitnehmerInnen,
von In- und AusländerInnen
kann sie aber stoppen.
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Betrieb und Gewerkschaft

& Gewerkschaft
Privatisierung der ÖBB -
Niemanden stört es?
Finanzministerin Fekter
meint, die Bahn könne man
ganz locker privatisieren; wäh-
rend sich unter der ÖBB-Be-
legschaft Resignation breit-
macht, stehen die betroffenen
Gewerkschaften ohne Strategie
dagegen da.
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Schwerpunkt

Ihr werdet euch noch
wünschen...
...wir wären unpolitisch. Die
Zukunft für die meisten Ju-
gendlichen sieht düster aus.
Deshalb gehören sie auch zu
den ersten, die weltweit gerade
gegen die Sparpakete Sturm
laufen.
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Internationales

Brutale Unterdrückung,
massive Proteste
Trotz strengster Repression
und rücksichtsloser Unter-
drückung scheint das syrische
Volk zum Sieg über das verhas-
ste Regime entschlossen. Denn
aller Gewalt zum Trotz gehen
die Massenproteste weiter.
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Nein zum

Europaweiter Widerstand 
statt nationalistischer Hetze!

SPARTERROR
von EU und Regierung!



Von Moritz Erkl, SLP-Graz

Am 18. Juni 2011 veranstaltete die
FPÖ ihren „Grundsatzparteitag“ in der
Grazer Messe. Geladen waren rund 600
Delegierte, welche aus ganz Österreich
angereist waren um „ihrem H. C.“ die
nötige Anerkennung zu zollen. Mit
Blasmusik und Bier wurde ein „neues“
altes Parteiprogramm, welches sich
nun endlich wieder zur „deutschen
Volks-, Sprach- und Kulturgemein-
schaft“ bekennt, beschlossen. Bei der
Wahl des Parteiobmanns wurde Stra-
che ohne GegenkandidatInnen mit
94,36 % wiedergewählt.

In seiner zweistündigen Hetzrede
stellte er den Kanzleranspruch, anson-
sten gab es viel Übliches: AusländerIn-
nen- und EU-Hetze vermischen sich
mit angeblicher Systemkritik. Ein Blick
auf die zehn freiheitlichen Gebote, wel-
che das „Grundsatzprogramm“ anlei-
ten, zeigt Altbekanntes, Konservatives
und Wirtschaftsliberales: So wird vom
freiheitlich nationalen Rechtsstaat und
Gesundheitswesen gesprochen (für-
StaatsbürgerInnen), der Familie
(Frau/Mann/Kind) als „Klammer einer
funktionierenden Gesellschaft“ (also
gegen homosexuelle Partnerschaften,
Adoptionsrecht und Abtreibung), den
Möglichkeiten der Marktwirtschaft
(die wohl beliebteste Umschreibung für
Kapitalismus, Leistung soll sich
schließlich lohnen!) und „ein Verbund
freier Vaterländer“ wären das Ziel.

Norbert Hofer, selbst Mitautor des
Programms, gesteht, unter anderem
das Parteiprogramm des VdU von 1949
als Vorbild genommen zu haben, da es
so „grundsätzlich“ gewesen sei. Der
„Verband der Unabhängigen“ fungier-
te 1949 als Auffangbecken ehemaliger
NSDAP–Mitglieder.

Straches dreifacher Spagat

Die FPÖ hat aus ihrer Vergangenheit
und den schmerzhaften Erfahrungen
als Regierungspartei und einer Partei-
spaltung in FPÖ/BZÖ gelernt. Der ide-
ologisch bewusste Rechts-außen-Flü-
gel in Form der Burschenschaften, der
die FPÖ dominiert, stand einer neuer-
lichen Regierungsbeteiligung lange
skeptisch gegenüber. Mölzer hat im

News-Interview hier einen gewissen
Kurswechsel vorgegeben und reagiert
damit auch auf den Druck von den
FunktionärInnen der FPÖ, die endlich
an die Futtertröge der Macht wollen.
Die FPÖ ist in Umfragen massiv ge-
stärkt, teilweise stärkste Partei. Sie pro-
fitiert maßgeblich von der Schwäche
der anderen Parteien.

Mit Barbara Kappel macht die FPÖ
ein deutliches Angebot an die Wirt-
schaft und die ÖVP. Die rechte Hand
des milliardenschweren FPÖlers und
Unternehmers Thomas Prinzhorn ist
selbst Chefin von Austrian Technolo-
gies und pflegt beste Kontakte zu ver-
schiedensten Großunternehmen. Sie ist
eine Neoliberale, möchte Körper-
schafts- und Einkommenssteuer sen-
ken und definiert die FPÖ als „Partei
der LeistungsträgerInnen ... welche die
Abgabenquote und die Lohnnebenko-
sten senken möchte, um einen wettbe-
werbsfähigen Standort zu schaffen“.

Wie jede bürgerliche Partei wird auch
die FPÖ in Krisenzeiten dazu gezwun-
gen, zu kürzen. Um das Image der „so-
zialen“ Heimatpartei zumindest eine
Weile aufrecht zu erhalten, wird sie
versuchen, besonders hart auf Mi-
grantInnen einzuschlagen, um bei
ihrem sozial schwachen WählerIn-

nenklientel die Angriffe hinauszu-
schieben.

Der FPÖ gelingt es geschickt, ver-
schiedenes rechtes Gedankengut auf-
zufangen. Ob nun KarrieristInnen wie
Barbara Kappel, welche so schnell wie
möglich nach Macht streben, oder
Burschenschafter wie Martin Graf
(Olympia).

Den 3. Part, den Strache zu bedienen
hat, sind die WählerInnen. Die Brücke
zwischen diesen Lagern zu schlagen,
gelingt ihm bisher noch ganz gut, wird
jedoch mit einer Regierungsbeteili-
gung immer schwieriger werden. Die
Probleme werden sich dadurch nicht
lösen, sondern nur die Angriffe auf
MigrantInnen und dann auch „öster-
reichische“ ArbeiterInnen und Ju-
gendliche verstärken.

Strache verhindern

Während in anderen Ländern
Reichtumsbesteuerungen oder Sy-
stemalternativen diskutiert werden,
spielen in Österreich Themen wie die
effektivsten Möglichkeiten von Ab-
schiebungen der rechtspopulisti-
schen Hetze und damit den Freiheit-
lichen in die Hände. In der ÖVP gibt
es relevante Teile, die mit einer Koa-

lition mit der FPÖ liebäugeln. Die
SPÖ schließt zwar zur Zeit eine sol-
che aus, treibt aber durch ihre Politik
die WählerInnen der FPÖ in die Ar-
me. Kein kleineres Übel wird die FPÖ
stoppen, sondern eine breite soziale
Bewegung von Studierenden,
SchülerInnen und Lehrlingen, von
Erwerbslosen und ArbeitnehmerIn-
nen, von In- und AusländerInnen ge-
meinsam gegen die Kürzungspolitik
der Regierung. Eine solche Bewegung
kann auch ein Ansatzpunkt für eine
neue Partei sein, die so dringend nö-
tig ist. Eine Partei, die Kämpfe gegen
Sozialabbau mit Kämpfen gegen Ras-
sismus verbindet und eine wirkliche,
sozialistische Alternative zu den eta-
blierten Parteien darstellt.
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Ist der Ruf 
erst ruiniert,
lebt es sich...
Vor knapp einem Jahr wagten
sie es – die erste rot-grüne Lan-
desregierung Österreichs wur-
de aus der Taufe gehoben. Das
von der FPÖ beschworene
Chaos ist ausgeblieben. Die
Veränderungen auch. Die Grü-
nen in Wien haben seit jeher
den Ruf, die linkesten in der
Gesamtpartei zu sein. Manche
mögen in ihren Bücherregalen
noch marxistische Klassiker
stehen haben, andere waren
dabei, damals in Hainburg und
Zwentendorf. Doch der Prag-
matismus hat rasend schnell
von ihnen Besitz ergriffen. Eine
Verbesserung (erhöhte Min-
destsicherung für Kinder)
kann über die vielen Ver-
schlechterungen nicht hinweg-
täuschen: Kürzungen im Ge-
sundheitswesen, Arbeitsdruck
und prekäre Jobs bei der Ge-
meinde Wien, Abriss des gün-
stigsten Studierendenheims in
Wien, Bau neuer Tiefgaragen
und Umsetzung der rassisti-
schen Abschiebepolitik auch in
Wien. Rot-Grün in Wien ist
nicht „anders“, sonst ganz ge-
wöhnliche, pragmatische Poli-
tik.

Dass es bei der SPÖ dagegen
keinen Widerstand gibt, ist
klar. Doch auch beim letzten
Landesparteitag der Grünen
gab es kaum Protest über die
Politik in der Landesregierung.
Wer es bisher noch bezweifelt
hat: Die Grünen sind endgültig
im Establishment angekom-
men. Und doch: Jüngst hat ei-
ne grüne Bezirksrätin mir er-
zählt, wie sauer sie über die
bürgerliche Politik „ihrer“ Par-
tei ist. Dass sie sich vielleicht
bald „was Neues“ suchen wird.
Ihr Frust ist mit Sicherheit kein
Einzelfall, sondern typisch für
eine Schicht von Linken, die
hofften, dass die Grünen für sie
eine Heimat wären.

Bei mir werden Erinnerun-
gen an Linke in der SPÖ wach.
Auch sie sind unzufrieden, se-
hen keine Chance mehr, das
Ruder noch nach links zu rei-
ßen. Und doch bleiben sie in
scheinbar blindem Kadaverge-
horsam „ihrer“ Partei treu.
Wird das auch bei den Grünen
so sein? Werden sich auch hier
die vielen Frustrierten mit dem
kleineren Übel zufrieden ge-
ben? Und hoffen, dass es doch
noch mal besser wird? Werden
sie sich auf ihre regionalen Pro-
jekte zurückziehen, bei denen
es noch Narrenfreiheit gibt?
Frustrierte Grüne werden si-
cher nicht die Kraft sein, aus
der eine neue starke linke Par-
tei, eine neue ArbeiterInnen-
partei entstehen wird. Aber sie
können ihren Beitrag dazu lei-
sten.

Der Standpunkt

Wir können Strache verhindern!Von Sonja Grusch,
SLP-Bundessprecherin

Die FPÖ geistert als neue Nummer 1 durch Umfragen:

Von Laura Rafetseder, SLP-Wien

Der EHEC-Skandal hat viele Men-
schen verunsichert – wieder einmal.
Was dürfen wir jetzt überhaupt noch es-
sen? Welches Essen ist sicher? Da be-
müht man sich, sich selbst und seine
Kinder gesund (und kostengünstig) zu
ernähren – aber das ist harte (unbezahl-
te) Arbeit und kostet Geld. Einkaufen
gehen, kochen – und sich informieren.
Was schwer ist, da die aufgedruckten
Angaben völlig unverständlich sind und
wir nicht die Zeit haben, um den Weg
unseres Essen vom Produzenten zum
Supermarkt direkt nachzuverfolgen.

Produktion für Profite

Lebensmittelskandale sind nichts
grundsätzlich Neues. In den 90ern war
es BSE, immer wieder gibt es Fleisch-
skandale. In unserem Essen tummeln
sich E-Inhaltsstoffe, Pestizide, Konser-
vierungsmittel. Es wird gentechnisch
verändert oder sinnlos durch die Welt
verschifft. Tiere werden auf engem
Raum zusammengepfercht, Atom-
katastrophen verstrahlen Ozeane, etc.

Bio-Lebensmittel galten lange als die
Antwort auf alle Probleme – für jene,
die sich teure Produkte leisten können.
Aber nach dem EHEC-Skandal stellt
sich zurecht die Frage, ob denn ein Bio-
Siegel allein reicht, um sicheres, gesun-
des Essen zu garantieren. Was bleibt, ist
Verunsicherung. Dahinter steckt fol-
gendes: Im Kapitalismus wird für Pro-
fite produziert und KonsumentInnen
bzw. die Beschäftigten in der Lebens-
mittelindustrie haben keine oder kaum
Kontrolle darüber wie und was produ-
ziert wird. Die etablierten Parteien ver-
treten die Interessen der großen Agrar-
betriebe und Lebensmittelkonzerne –
die eifrig mit Subventionen gefüttert

werden. Nach der Atomkatastrophe in
Japan hat die EU versucht, die Strah-
lungsgrenzwerte für japanische Le-
bensmittel hinauf zu setzen! Gleichzei-
tig sparen die Regierungen in ganz Eu-
ropa die Gesundheitssysteme kaputt,
Küchen in öffentlichen Einrichtungen
wie Schulen oder Spitälern werden pri-
vatisiert oder ausgegliedert.

Kontrollieren kann man nur 
was einem auch gehört!

Parteien wie die Grünen setzen auf
Ideen wie „verantwortliche Konsument-
Innen“ oder „Konsumboykotte“. Sie ig-
norieren zwei Dinge: Erstens, dass das
nur möglich ist, wenn man das Geld da-
für hat – auf die „Bio-Lohnerhöhung“
warten wir bisher vergebens. Und zwei-
tens, dass man nur kontrollieren kann,
was einem auch gehört. Wir meinen:
Profite raus aus der Lebensmittelpro-
duktion! Die Agrar- und Lebensmittel-
industrie muss in öffentliches Eigen-
tum überführt werden und die Produk-
tion von den Beschäftigten und den
KonsumentInnen kontrolliert werden.
KleinbäuerInnen müssten durch staat-

liche Kredite und Preisgarantien Unter-
stützung bekommen, um auf ökologi-
sche Produktion umzustellen. Um die
Maschinen besser nutzen zu können
und damit die Familienbetriebe auch
mal Urlaub machen können, könnte
ein freiwilliger Zusammenschluss zu
gemeinschaftlichen Betrieben geför-
dert werden (im Gegensatz zur
Zwangskollektivierung im ehemaligen
Ostblock). Wir wollen sicheres, gesun-
des und leistbares Essen – und dafür
brauchen wir eine sozialistische Gesell-
schaft, die sich an den Bedürfnissen der
Menschen orientiert und nicht an den
Profiten der Unternehmen!

Wird Essen zum Gesundheitsrisiko?
Profite raus aus der Lebensmittelproduktion!
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Mittwoch, 31. August 2011, 19:00

1 Jahr Rot-Grün: Eine Bilanz

Gastreferent: Klaus Werner Lobo,
Gemeinderat für die Grünen Wien

Pizzeria La Piazza,
Wien 20, Gaußplatz 7

T E R M I N

Mittwoch, 13. Juli 2011, 19:00

Ernährung im Kapitalismus

Gastreferent: Heinz Schöffl,
Konsumentschutz, AK Wien

Pizzeria La Piazza,
Wien 20, Gaußplatz 7
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Von Alexander Svojtko, SLP-Wien

Anlässlich ihres Übertritts in das Fi-
nanzministerium tat Maria Fekter –
die ÖVP-Frau fürs Grobe – kund,
dass sie sich fürderhin sprachlich et-
was weniger rüde ausdrücken werde.
„Finance (sprich: feinäähns)“, so sag-
te sie, „ist etwas anderes als Kieberei“.
Am Pfingstwochenende allerdings
kam es in gewohnt rustikaler Art
über die Lippen der eisernen Lady in
Black: „Die ÖBB kann man locker
privatisieren, da hab ich überhaupt
kein Problem…, damit das Werkl
endlich funktioniert“. Was VOR-
WÄRTS an dieser Stelle schon vor
Monaten prophezeite, ist somit offi-
zielle Linie der ÖVP-Regierungsriege
geworden: Die Verscherbelung der
Bahn zum Zwecke eines Nulldefizits.
Und ganz generell legte Fekter in ei-
nem Standard-Interview nach: „Pri-
vatisierung ist gut, weil der Staat der
schwerfälligere Eigentümer ist“.

Wessen Bahn?

Wie „gut“ und weniger „schwerfäl-
lig“ das „Werkl“ Eisenbahn nach ei-
ner Privatisierung funktioniert, kann
man nicht nur am Debakel der Bri-
tish Rail – überfüllte, verspätete Zü-
ge, überhöhte Ticketpreise und gra-
vierende Sicherheitsmängel – studie-
ren: So verkaufte die neuseeländische
Regierung 1993 die staatliche New
Zealand Rail Limited samt Schienen-
netz um 183 Millionen Euro an ein
amerikanisches Konsortium. Dieses

schöpfte beim späteren Börsengang
fette Gewinne ab, ließ nebenher aber
die Infrastruktur und den Wagen-
park verfallen, was dazu führte, dass
der Staat die Bahn 2008 schließlich
zurückkaufen musste: um 370 Milli-
onen Euro. Oder Estland: 2001 wur-
de ein 66%-Anteil der staatlichen Ee-
sti Raudtee an die mit US-Kapital fi-
nanzierte Investorengruppe Baltic
Rail Service verkauft. Erlös: 64 Milli-
onen Euro. Weil der Betrieb in Folge
so wunderbar „funktionierte“ und
zuletzt der Weiterverkauf an russi-
sche Investoren im Raume stand,
kaufte Estland seine Anteile 2006
wieder zurück. Preis: 153 Millionen
Euro – fast das Zweieinhalbfache des
ursprünglichen „Gewinns“. In der
Tat: der Staat wirtschaftet schlecht –
sobald er privatisiert und verkauft.

Unsere Bahn!

Trotzdem regt sich kein ernstzu-
nehmender Widerstand gegen die
dreisten Pläne Frau Fekters. Ver-
kehrsministerin Doris Bures (SPÖ)
meinte lediglich: „Die Verscherbe-
lungsdebatte ist entbehrlich“; ÖBB-
Chef Christian Kern sagt zwar: „Die
ÖBB haben es sich zu lange gefallen
lassen, dass sie von Teilen der Politik
attackiert werden“. Doch wo ist der
ÖGB? Die zuständige Gewerkschaft
Vida lehnt die Privatisierung zwar ab
– tut aber nichts konkretes. Das mag
mit den Erfahrungen aus dem letzten
großen Eisenbahnerstreik aus 2003
zusammenhängen: Der blieb in wei-

ten Teilen erfolglos und die KollegIn-
nen kritisieren noch heute zu Recht
den zu frühen Streikabbruch. Doch
die Gewerkschaft scheint die seiner-
zeitigen Fehler bis heute nicht analy-
siert zu haben – und so mangelt es
noch immer an einer klaren Strate-
gie. Fatal für die Beschäftigten: denn
sie würden im Privatisierungsfall -
angesichts von Entlassungen, Lohn-
kürzungen und erschwerten Arbeits-
bedingungen zu den VerliererInnen
gehören. Ein ÖBBler bringt die Stim-
mung VORWÄRTS gegenüber so auf
den Punkt: „Die KollegInnen haben
resigniert“.

Diese Resignation kann nur auf Ba-
sis einer ehrlichen Bilanz unter Ein-
beziehung aller Beschäftigten über
die bisherige Strategie überwunden
werden. Dazu braucht es einen Kurs-
wechsel – hin zu kämpferischen und
demokratischen Gewerkschaften.
Und die Einbeziehung der anderen
Gewerkschaften – denn eine Privati-
sierung bedeutet auch noch höhere
Preise, noch weniger Nebenbahnen,
noch weniger Pünktlichkeit und trifft
damit ArbeiterInnen aus allen Berei-
chen.

Der gestrengen Säckelwartin aus
Attnang-Puchheim kann man vieles
nachsagen, eines sicher nicht: Dass
sie mit ihrer Meinung hinter dem
Berg halten würde. So steht sie der-
zeit mit der SPÖ laut eigenen Anga-
ben in offensiven Verhandlungen,
was neue Privatisierungen angeht.
„Ich habe keinen Schmerz dabei“, zi-
tiert “Der Standard” Maria Fekter,
„staatsnahe Betriebe in die ÖIAG zu
bringen, um dort das Beteiligungs-
management professioneller zu be-
treiben … Wir werden das angehen
müssen.“

Konkret heißt das, dass alles, was in
den letzten 20 Jahren noch nicht pri-
vatisiert wurde, spätestens jetzt feil-
geboten werden soll – stellt die ÖIAG
doch nichts anderes dar, als den
Flohmarkt der Republik; so wickelte
sie etwa die Privatisierung der Voest
ab.

Und es gibt einiges, das die laut
Selbstdefinition „wirtschaftslibera-
le“ Finanzministerin noch anzubie-
ten hat – denn „grundsätzlich sollten

wir da kein Denkverbot haben“ (Der
Standard 7./ 8. Mai): Neben den ÖBB
stünden demnach die Bundesimmo-
biliengesellschaft, der Verbund und
auch die Münze Österreich zum Ver-
kauf. Der Erlös solle neben dem Er-
reichen eines Nulldefizits dem Schul-
denabbau dienen, und „nicht gleich
mit der Gießkanne wieder verstreut
werden“.

Die großen Privatisierungen, so
Fekters Mantra, seien überdies zum
Wohl der jeweiligen Unternehmen.
Falsch: Etwa im Fall der Austria Ta-
bak, die unter Schwarz-Blau (und ei-
nem gewissen Herrn Grasser als Fi-
nanzminister) 2001 privatisiert –
sprich: verkauft – wurde. Zum Wohl
des Unternehmens hat Anfang Mai
denn auch folgerichtig die letzte Zi-
garettenfabrik der ehemals staat-
lichen ATW in Hainburg zusperren
müssen. Und was heißt “Wohl des
Unternehmens”? Meint sie die Jobs,
die vernichtet werden? Die Löhne,
die reduziert werden? Aber damit hat
Fekter sicher keine Schmerzen...
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Alles muss raus! 

Von Christian Bunke, SLP-Wien

Warum ordnen sich die Gewerkschaften der
Logik von Politik und Wirtschaft unter? Wa-
rum wird immer wieder gegen die Interessen
von Beschäftigten verhandelt und agiert? Ein
Problem ist die schon mafiotisch anmutende
Verflechtung zwischen Politik und Gewerk-
schaftsspitzen. Da ist zum Beispiel Fritz Neuge-
bauer, Vorsitzender der Gewerkschaft Öffent-
licher Dienst GÖD. Nebenbei ist er noch Natio-
nalratsabgeordneter für die ÖVP. Er ist auch
Präsident der CESI-Eurofedop, dem Dachver-
band von Gewerkschaften im öffentlichen
Dienst in Europa. Für diese und andere Ämter
verdient er fast 200.000 Euro im Jahr!

Die Riege der MehrfachverdienerInnen...

Fritz Neugebauer ist nicht allein. Im National-
rat sitzen etliche ÖGB-Mitglieder und Funktio-
närInnen, viele von ihnen mit SPÖ-Mandat.
Für Lohnabhängige holen sie jedoch wenig
heraus, ja sie stimmen noch nicht mal gegen
Kürzungen. Der Tiroler ÖGB forderte unlängst
Gewerkschaftsmitglieder, die Mandate im Ti-
roler Landtag inne haben, dazu auf, gegen So-
zialabbau zu stimmen. Dazu war keineR bereit.
In allen anderen österreichischen Landtagen
und Gemeinderäten ist die Lage ähnlich trist.

GewerkschaftsfunktionärInnen bekommen
weit mehr Geld als NormalverdienerInnen.
Und dies, obwohl seit 2007 eigentlich eine Ge-
haltsobergrenze für ÖGB-Hauptamtliche gilt.
Diese ist jedoch sehr hoch, liegt bei rund 6.000
Euro pro Monat. Viele Lohnabhängige kom-
men vielleicht auf 2.000 Euro im Monat. ÖGB-
Präsident Foglar verdient im Gegensatz dazu
rund 120.000 Euro im Jahr!

Der Vorsitzende der Gewerkschaft für Privat-
angestellte Katzian ist gleichzeitig Nationalrats-

abgeordneter. Hinzu kommen zahlreiche
Nebentätigkeiten, beispielsweise ist er Mitglied
des Präsidiums und Weltvorstandes von Union
Network International. Er kommt auf 100.800
Euro im Jahr.

Arbeiterkammer-Direktor Werner Muhm,
von der Fraktion sozialdemokratischer Ge-
werkschafterInnen, ist gleichzeitig in diversen
Aufsichtsräten aktiv, zum Beispiel bei der BA-
WAG. Sein Jahresgehalt: 220.909 Euro! Viel-
leicht ist er bereits Millionär!

Gürtel enger schnallen?

Im Herbst stehen wieder Kollektivverhand-
lungen an. Aus der Wirtschaft werden dann
wieder die üblichen Forderungen nach Lohn-
zurückhaltung kommen. Das ist nicht anders
zu erwarten. Mit schöner Regelmäßigkeit
kommt aber auch immer wieder der Angriff
aus den scheinbar eigenen Reihen. Ein Herr
Hundstorfer entwickelt sich da schnell zur ge-
spaltenen Persönlichkeit – oder wechselt über-

haupt die Seite.Als ehemaliger ÖGB-Vorsitzen-
der soll er die Forderungen seiner Gewerk-
schaft umsetzen. Aber als Sozialminister agiert
er gerade gegen diese Forderungen. So sprach
er sich 2010 gerade mal gegen eine „absolute
Nulllohnrunde“ aus. Reallöhne in Österreich
sinken seit Jahren, es ist höchste Zeit für echte
Gehaltserhöhungen. Diese müssen erkämpft
werden. Das geht aber nicht mit Gewerkschaf-
terInnen, die gleichzeitig von Regierungsseite
aus Lohndeckelung forcieren.

Für Offenlegung aller Gehälter! 

MillionärInnen können uns nicht vertreten!
Interessenvertretung braucht Transparenz.
Lohnabhängige, Erwerbslose, Jugendliche und
MigrantInnen brauchen VertreterInnen in Ge-
werkschaften und Politik, die ihre Interessen
gegen Lohnraub und Sozialabbau verteidigen
und auch bereit sind zu kämpfen. Dafür ist es
aber nötig, eine Rechenschaftspflicht einzufüh-
ren. Alle FunktionärInnen der SLP und des

CWI (der internationalen Organisation, der
die SLP angehört) sind jederzeit abwählbar und
müssen ihr Einkommen offenlegen. Dies gilt
auch für unsere VertreterInnen in Parlamenten
und Gewerkschaften. Sie alle beziehen ein Ge-
halt, das das durchschnittliche Einkommen
normaler Lohnabhängiger nicht übersteigt.
Außerdem haben VertreterInnen des CWI kei-
nerlei Privilegien, beteiligen sich nicht an Din-
nerparties mit den Bossen, wohnen in keinen 5-
Sterne-Hotels und fliegen nicht Businessclass
im Flugzeug.

Solche Maßstäbe müssen für alle gelten, die
parlamentarische Positionen für linke Parteien,
oder hauptamtliche Funktionen in Gewerk-
schaften inne haben. Nur wenn die Verhandler-
Innen in KV-Verhandlungen nicht mehr ver-
dienen als die KollegInnen für die sie verhan-
deln, können sie ernsthaft deren Interessen (die
ja dann auch die eigenen sind) verteidigen. Wer
zum Beispiel in der Steiermark das selbe Leben
führt, welches von Kürzungen betroffene Men-
schen leben, die oder der hat dann auch ein ge-
steigertes Interesse daran, Angriffe auf die Le-
bensbedingungen der Menschen zu verhin-
dern, beziehungsweise den Lebensstandard zu
verbessern. Rechenschaftspflicht der Basis
gegenüber verhindert, dass man in die korrup-
ten Strukturen der etablierten Politik hineinge-
zogen wird.

Die FPÖ übrigens, die vorgibt eine Alternative
für arbeitende Menschen zu sein, praktiziert
dies nicht. Im Gegenteil: Die letzte schwarz/
blaue Regierung ging als die korrupteste in die
jüngere Geschichte ein. Bis heute ziehen sich die
Skandale und Selbstbereicherungen jener Zeit
durch die Zeitungsspalten. Nicht zuletzt ist hier
der „reiche und schöne“ Karl Heinz Grasser zu
nennen. Eine andere Politik ist nur durch ande-
re Methoden möglich. Transparenz und Re-
chenschaftspflicht gehören dazu.

Frau Fekter will die ÖBB endgültig 
privatisieren. Stört sich daran niemand?

Das Sein bestimmt das Bewusstsein

3

Zug um Zug

Ausverkauf in Österreich – was die Finanzministerin noch im 
neoliberalen Selbstbedienungsladen feilbieten will.

MillionärInnen können uns nicht vertreten, oder:
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Ihr werdet euch noch wünschen, 
wir wären unpolitisch...
Jugendbewegungen in Europa: Die Zukunft für Jugendliche sieht düster aus. Auch deshalb sind Jugendliche oft die ersten,
die gegen die verheerenden Sparpakete Sturm laufen. Dabei waren doch noch vor kurzem die Medien voller Beschwerden über 
die „unpolitische Generation“. Statt sich für die Gesellschaft zu engagieren, würden Jugendliche nur feiern und vor dem Computer sitzen.
Tilman M. Ruster, ein politischer Jugendlicher, über die gar nicht so unpolitische Jugend.

Die ausgespuckte Generation

Auf Plakaten und Transparenten der Jugendbe-
wegungen in aller Welt ist von der „ausgespuck-
ten Generation“ die Rede. Jugendliche sind von
Kürzungen besonders betroffen; immerhin steht
die Zukunft auf dem Spiel, „Reserven“ gibt es
noch keine. In Spanien z.B. soll trotz 40% Ju-
gendarbeitslosigkeit das Pensionsantrittsalter
erhöht werden. In Britannien wurden Studien-
gebühren von ca. 12.000  (9000?) im Jahr einge-
führt und in Österreich wurde die Familienbei-
hilfe gekürzt. 60% gehen davon aus, dass es ih-
nen schlechter als noch ihren Eltern ergehen
wird. Schon vor der Krise war die Situation oft
prekär: Die Bildungssysteme sind enorm selek-
tiv, wer also von den „falschen“ Eltern geboren
wird, hat bereits von Anfang an verloren, weil
vieles davon abhängt, ob die Eltern in der Lage
sind, eine ordentliche Ausbildung zu finanzie-
ren. In Wien z.B. kostet alleine die Nachhilfe für
ein Kind durchschnittlich 911  im Jahr.Wer es
zum Schulabschluss bringt, muss oft jahrelang
nach einem Ausbildungsplatz suchen, nur um
zuletzt aus der Not irgendwas zu lernen und dort
oft nicht ausgebildet, sondern ausgebeutet zu
werden. Wer studiert, sieht sich mit überfüllten
Hörsälen und extremem Druck konfrontiert.
Und dabei bringt eine „gute Ausbildung“ noch
nicht einmal etwas. Die Revolutionen in den ara-
bischen Ländern sind von einer Generation wü-
tender Jugendlicher begonnen worden, die zwar
eine gute Ausbildung haben, aber trotzdem kei-
ne Jobs bekommen.Auch bei uns wartet die „Ge-
neration Praktikum“ oft jahrelang auf einen be-
zahlten Job. Die Zukunftsangst von Jugend-
lichen ist also völlig berechtigt.

Die gedemütigte Generation 

„Los Indignados“ ( Die Empörten) nennen
sich die protestierenden Jugendlichen in Spa-
nien. Denn begleitet wurde diese stetige Ver-
schlechterung der Lebensbedingungen europa-
weit mit Schmähungen gegen die Betroffenen.
Jugendliche wären faul, würden nur feiern und
vor dem Computer hocken. Sie würden sich zu
Hause von den Eltern durchfüttern lassen, statt
selber etwas aus ihrem Leben zu machen. Über-
all schreit es ihnen entgegen: Ihr müsst nur flei-
ßig und brav sein. Wenn Eure Zukunft düster
aussieht, dann ist es eure eigene Schuld.

Ein Ablenkungsmanöver: Seit Jahren wird bei
der Bildung gespart. Jugendzentren oder Sport-
einrichtungen werden eingestampft. Am Ar-
beitsmarkt hat sich der Druck mit zunehmen-
der Globalisierung vervielfacht. Die Mietpreise
steigen ins unendliche und so wird der von vie-
len ersehnte Auszug von „Zuhause“ unmöglich
gemacht.

Die Lehrlinge seien „faul“,„schlecht“,„desinte-
ressiert“ beschwert sich die Wirtschaft. Wie mo-
tiviert kann ein Jugendlicher denn sein, wenn
zuerst monatelang verzweifelt eine Lehrstelle
gesucht wird, auf hunderte Bewerbungen nicht
einmal Absagen kommen und man dann in
irgendeiner Maßnahme für ein Taschengeld ei-
ne Ausbildung machen muss, die einen über-
haupt nicht interessiert?! Ein Wirtschaftssy-
stem, das Jugendliche wie Dreck behandelt und
ausspuckt, braucht sich nicht wundern, wenn
diese dann entsprechend demotiviert sind.

Dazu passen auch Studien, denen zu Folge die
Wertvorstellungen der unter 25jährigen immer
konservativer werden. SchülerInnen träumen
noch von Ungebundenheit und langen Reisen,
während AbsolventInnen nur mehr auf einen
festen Job, eine eigene Wohnung und eine „ge-
sunde“ Familie hoffen. Zunehmend haben jun-

ge Frauen wieder das Ziel, Hausfrau zu werden.
Mit konservativ hat dass allerdings wenig zu
tun, sondern mit Perspektivlosigkeit. Nach lan-
ger und frustrierender Jobsuche mag Hausfrau
zumindest eine realistische Perspektive sein.

Wir sind die wütende Generation

Aufgrund von Stress durch Studium und Ar-
beit leiden 10% der Studierenden unter Burn-
Out. Schulstress und Zukunftsangst sind we-
sentliche Gründe dafür, dass bis zu acht Prozent
der Jugendlichen unter Depressionen leiden.
Doch Frust, Essstörungen, Drogenmissbrauch,
Depressionen und Passivität sind nur eine Reak-
tion auf unsere Situation. Entgegen aller Be-
hauptungen waren und sind Jugendliche seit
Jahren in vielen Bereichen politisch aktiv. Zahl-
reiche antifaschistische Mobilisierungen, Schul-
streiks und Proteste gegen Abschiebungen,
SchülerInnenstreiks gegen Arbeitszeitverlänge-
rung und die unibrennt Bewegung, regionale
Proteste wie gegen die Verbauung des Seebahn-
hofs in Gmunden oder die Garage unter der
AHS Geblergasse, die Aktionen gegen Atom-
transporte und Stuttgart 21 in Deutschland – die
Liste ließe sich beliebig verlängern. Die aktuellen
Bewegungen setzen bei einem Frust und einer
Wut an, die es seit Jahren gibt. Ein Damm ist ge-
brochen und die Wut wird nun zu Widerstand.

Generation Aufstand

All das hat mit der Krise vielerorts eine neue
Qualität erhalten. Die Tatsache, dass die Regie-
rungen „demokratischer“ Länder so offen und
brutal die Interessen der Banken gegen die ge-
waltige Mehrheit der Bevölkerung verteidigen,
also die Profite weniger Reicher schützen, macht
viele zornig.

Die Kürzungen sind oft so brutal, dass Jugend-
liche gar keine andere Alternative haben, als
Widerstand zu leisten. Wer schon zuvor am
Rande des Abgrundes stand, kann jetzt nicht
noch einen Schritt nach hinten gehen.

Die große Wut verbunden mit dem „nichts-
zu-verlieren-Gefühl“ verleiht den Bewegungen
auch ihren sehr spontanen Charakter. Schon
einfache Mobilisierungen über Facebook und
ähnliches bringen zehntausende auf die Straße.

Die besondere Lebenssituation Jugendlicher
erlaubt vielen eine freiere Zeiteinteilung. Zumal
immer mehr schlicht arbeitslos sind. Das gibt

den Bewegungen einen riesigen Stamm an Ak-
tivistInnen. So konnten die Besetzungen öffent-
licher Plätze in Spanien über Wochen aufrecht
bleiben. Alle Forderungen oder auch die näch-
sten Schritte wurden so zunächst in aller Breite
und über Stunden hinweg diskutiert.

Wir sind nicht alleine

Zu sehen, wie sich Jugendliche in anderen Län-
dern wehren, macht Mut. Zu sehen, wie brutal
die Polizei gegen sie vorgeht, macht wütend.
Und zu sehen, wie die PolitikerInnen völlig ig-
norieren, was Jugendliche fordern, zeigt, dass
wir sie nicht brauchen und nicht wollen.

Es ist kein Zufall, dass Jugendliche ein beliebtes
Ziel für Kürzungen sind. Sie haben nur begrenz-
te Möglichkeiten, sich zu wehren. Die Besetzung
öffentlicher Plätze alleine setzt keine Regierung
ausreichend unter Druck. Ein Streik von Schüle-
rInnen, Studierenden, Lehrlingen, PraktikantIn-
nen oder einfach Arbeitslosen verursacht keinen
ökonomischen Schaden und lässt sich relativ
leicht von jeder Regierung aussitzen.

Und irgendwann sind auch die Zeit-
Ressourcen und die Energie aufgebraucht:
Lernstoff für die Uni muss irgendwann aufge-
holt werden, irgendwie wieder Geld verdient
werden usw...

Doch wir dürfen niemals vergessen: Es geht
nicht nur um Jugendliche. „Die Jugend“ gibt es
außerdem nicht. Jugendliche kommen aus allen
Klassen. Entsprechend sind auch nicht alle im
gleichen Ausmaß von den Kürzungen betroffen.
Eine Laura Rudas oder ein Sebastian Kurz ver-
fügen über ein großzügiges Einkommen und
haben keine Ahnung, wie es mir und anderen
„normalen“ Jugendlichen geht. Sie sind keine
„Vertretung“ von Jugendlichen, sondern trotz
ihres jugendlichen Alters unsere GegnerInnen!

Es ist also nicht nur eine Frage des Alters, son-
dern unserer sozialen Herkunft. Nicht nur Ju-
gendliche sind von den Angriffen der Regierun-
gen betroffen – auch PensionistInnen, Arbeit-
nehmerInnen, Arbeitslose und Arme. Wir ha-
ben ähnliche Probleme und denselben Gegner.

Verbünden statt isolieren

Bleibt eine Bewegung auf Jugendliche be-
schränkt, kann sie ihre Ziele nicht erreichen.
Gut sichtbar wird das z.B. an der 68er Bewegung
in Deutschland. Eine jahrelange Massenbewe-

gung veränderte, obwohl sie diesen Anspruch
hatte, nicht viel mehr als Teile der Fassade der
Gesellschaft. Es gelang ihr nicht, eine Brücke
zum Rest der Bevölkerung zu schlagen und so
eine wirkliche Revolution zu bewirken. In
Frankreich hingegen löste der Protest aus Unis
und Schulen eine Generalstreik-Bewegung aus.
Durch dieses Eingreifen der ArbeiterInnenklas-
se in die Kämpfe geriet Frankreich an den Rand
einer Revolution. Hier waren die Studierenden
auf die Gewerkschaften zugegangen und konn-
ten mit ihren Forderungen auch ArbeiterInnen
mobilisieren.

In Tunesien und Ägypten haben Jugendliche
und ArbeiterInnen gemeinsam gegen die Regi-
mes gekämpft. Nicht nur aus „taktischen“
Überlegungen, sondern weil die Interessen die-
selben sind. Bei den Platzbesetzungen in Grie-
chenland und Spanien sitzen Studierende mit
ihren arbeitslosen Eltern gemeinsam und di-
skutieren die nächsten Schritte. Mit den Nach-
barschaftskomittees und Aktionsgruppen, die
überall entstehen, wird auch die Verbindung
zur ArbeiterInnenklasse hergestellt. Denn erst
die Angst vor der vereinten Kraft der Arbeiter-
Innenklasse kann eine Regierung und die hin-
ter ihr stehende herrschende Klasse zum Nach-
geben bewegen.

In Österreich hatte UniBrennt zwar Forderun-
gen im Programm, die gezielt neue Schichten
ansprechen sollten, dahinter stand aber das
spürbare Kalkül, diese nur für die eigenen Ziele
einzuspannen. Eine echte Möglichkeit, an der
Bewegung teilzuhaben und an der Strategie mit-
zuwirken bestand nicht.

Das soll die Rolle von Jugendbewegungen
nicht klein reden: Geschichte und Gegenwart
sind voller Beispiele von Jugendbewegungen,
die den Weg für eine Bewegung der ArbeiterIn-
nenklasse bereiteten. So wie in Frankreich 68
oder im Iran 79, wo der Widerstand zum Teil aus
den Studierendenheimen heraus organisiert
wurde. Die Proteste der Studierenden in Britan-
nien gegen die jüngsten Kürzungen brachen
den Damm für weitere Proteste und Streiks aus
der Gewerkschaftsbewegung.

Jugendliche sind weniger durch die täglichen
Verpflichtungen des Lebens (Kinder, Hypo-
thek...) gebunden und auch weniger frustriert
von Erfahrungen aus Niederlagen vergangener
Bewegungen. So sind es oft sie, die eine Protest-
Bewegung beginnen. Sie helfen dabei, die Angst
und die Hemmungen bei vielen ArbeiterInnen
abzubauen. Ein Uni-Streik alleine baut zwar
kaum Druck auf die Regierung auf, aber er
bringt Streik als Kampfmittel wieder auf die Ta-
gesordnung. Besonders die bürokratische Füh-
rung der Gewerkschaften, die oft lieber Kämpfe
verschleppen würde, braucht diesen und ähn-
lichen Druck, um in Aktion zu treten.

Eltern wissen meist nur allzu gut wie berech-
tigt die Proteste ihrer Kinder sind, immerhin
kennen sie deren Lage oft sehr genau. Wenn die
Regierung dann versucht, die Proteste mit Ge-
walt und Repression zu ersticken, greifen sie oft
selber in die Bewegungen ein. Auch so können
sich die Proteste ausweiten.

Ihr werdet euch noch wünschen...

Es ist ermutigend zu sehen, wie Jugendliche in
anderen Ländern auf die Barrikaden gehen. Die
angeblich „unpolitische Generation“ zeigt, zu
was sie fähig ist. Die Medien schweigen das
meist tot, die Regierungen versuchen zu diffa-
mieren, als gewalttätig darzustellen, lügen und
kriminalisieren die Jugendlichen – ein Zeichen
dafür, dass sie Panik haben vor uns – der Gene-
ration Aufstand!



5NR. 200     JULI / AUGUST 2011 5SCHWERPUNKT

Von Sebastian Kugler, SLP-Jugend

Anna sitzt vor dem Computer. Fieberhaft ar-
beitet sie am Entwurf für ein Flugblatt für ihre
lokale Asamblea in Barcelona. Asambleas sind
Nachbarschaftskomitees, die nun in ganz Spa-
nien aus dem Boden schießen. Wir diskutieren
eifrig über den Inhalt.Verstehen die Leute, wenn
wir schreiben, die PolitikerInnen handeln nur
im Interesse „des Kapitals“? Sollen wir nicht lie-
ber „der Banken und Großkonzerne“ schreiben?
Morgen muss das Flugblatt fertig sein, es gibt ei-
ne „Cassolada“, ein Topfschlagen, mit dem die
Nachbarschaft ihren Protest gegen die kommu-
nalen Kürzungen ausdrückt. An der Schule ne-
ben dem Wohnblock, in dem ich bei einem Ge-
nossen von Socialismo Revolucionario (CWI in
Spanien) wohne, hängen selbst gemachte Trans-
parente: „Bei der Bildung sparen heißt bei der
Zukunft sparen“

Die „Bewegung des 15. Mai“ („15-M“) hat die
spanische Politik schwer erschüttert. Eine lang
aufgestaute Wut über Arbeitslosigkeit, Perspek-
tivlosigkeit und das Versagen der korrupten po-
litischen Eliten hat sich entladen. In allen größe-
ren Städten Spaniens sind zentrale Plätze besetzt
und Camps aufgebaut, Zigtausende beteiligen
sich an den Demonstrationen. Die „Indigna-
dos“ (Empörte), wie sich DemonstrantInnen
nennen, stellen sofort Forderungen nach Ver-
staatlichung der Banken und Nichtzahlung der
Schulden auf. Auf Barcelonas Straßen findet
sich ein Grafitti: „Viva la fucking revolution“,
überall ist eine „Diesmal aber wirklich!“-Stim-
mung zu spüren. Hier ist eine Generation auf-
gestanden, deren Großeltern den BürgerInnen-
krieg gegen den Faschismus verloren haben,
und deren Eltern beim Übergang zur „Demo-
kratie“ belogen und betrogen wurden.„Das sind
dieselben, die damals mit Franco paktiert ha-
ben. Das sind die Nachfolger von denen, die
meine Großeltern ermordet haben“, sagt Anna.
Ihre Großeltern gaben im spanischen Bürger-
krieg im Kampf gegen Franco ihr Leben. Ich er-

zähle ihr von meinen Urgroßeltern, die im
österreichischen Bürgerkrieg auf Seite der Ar-
beiterInnen gekämpft haben und von den vie-
len, die nach der Niederlage nach Spanien gin-
gen, um dort den Faschismus zu stoppen. „Tja,
leider haben wir dann auch verloren“, sagt sie
traurig. Vor zwei Monaten hat sie sich noch als
unpolitisch bezeichnet, erklärt mir ihr Lebens-
gefährte grinsend.

Anna ist arbeitslos, wie so viele andere hier
auch. Der Besitzer des kleinen Lebensmittella-
dens nebenan erkennt sofort, dass ich nicht von
hier bin. Er fragt mich sofort: „Bist du wegen
Jobs hier? Hier gibt es keine Jobs. Ich bin ausge-
bildeter IT-Techniker. Aber hier findet niemand
einen Job. Deswegen mache ich das hier.“ 15-M
hat vielen dieser Leute eine Perspektive gegeben.
Menschen, die sonst in der Lethargie der Lang-
zeitarbeitslosigkeit zu versinken drohen, sprü-
hen plötzlich vor Kreativität. Anna und ich ba-
steln uns Schilder für die nächste große Demo,
wir benützen alten Karton und Filzstift. Die Be-
wegung wird wegen ihrer Masse an selbstge-
machten Schildern auch „Kartonrevolution“ ge-
nannt.

Am 19. Juni sind in Barcelona ungefähr
300.000 Menschen auf der Straße, die Flugblät-
ter und Zeitungen von Socialismo Revoluciona-
rio werden uns förmlich aus der Hand gerissen.
Alle sind da, Familien mit kleinen Kindern, Stu-
dentInnen, Arbeitslose, ArbeiterInnen. 15-M ist
längst in weiten Teilen der Gesellschaft ange-
kommen. „Ihr habt recht, ein Generalstreik ist
der einzig richtige nächste Schritt“, sagt ein älte-
rer Arbeiter zu mir beim Kauf einer Zeitung.

Ich verlasse Barcelona und mache mich auf
den Weg nach Sevilla. Ein letztes Mal besuche
ich das Camp auf der Plaza Catalunya. Als Ant-
wort auf die Medienhetze, die die Bewegung als
gewalttätig darstellen will, hängen dort die Bil-
der der entlarvten Polizeiprovokateure („Ach-
tung, gefährliche Gewaltverbrecher! Wenn ihr
einen seht, meldet euch bei der Sicherheitsko-
mission!“) und Transparente, die sagen:„Gewalt

sind 5 Millionen Arbeitslose. Gewalt sind tägli-
che Delogierungen, wenn genug Wohnraum für
alle da ist. Gewalt ist, Sozialleistungen zu strei-
chen, um Profite zu sichern.“ In Sevilla ange-
kommen, traue ich meinen Augen nicht: Neben
den üblichen Parolen, die in ganz Spanien an die
Häuserwände gesprayt sind, steht hier an der
Außenwand einer Bankfiliale: „¡No nos mires,
unete!“ (Hör auf, uns anzustarren, reih dich
ein!“), einer der beliebtesten Demosprüche von
15-M. Aber nicht gesprayt, sondern hübsch ge-
druckt. Die Bank wirbt um neue Kunden und
missbraucht dabei eine Botschaft der Bewe-
gung. Ich frage mich, ob die Glaswand die näch-
ste Demo heil überstehen wird. Die Indignados
in Sevilla treffen die letzten Vorbereitungen für
den „Marcha Popular Indignada“, einen Stern-
marsch aus allen größeren Städten Spaniens auf
Madrid, der dort in einer Großdemo endet. So-
cialismo Revolucionario Sevilla organisiert eine
Veranstaltung mit mir an der Universität, um
über die Lehren der UniBrennt-Bewegung zu
diskutieren. Alle TeilnehmerInnen sind sich ei-
nig: Vor dem Hintergrund der globalen Ent-
wicklungen, der Krise und des wachsenden
Widerstandes ist diese Bewegung eine große
Chance, dem Kapitalismus einen schweren
Schlag zu versetzen. Und diesmal gewinnen wir,
aber wirklich.

Von Margarita Döller, SLP–Wien

In Europa geht es rund. Einer Massendemon-
stration folgte in Spanien sogleich die nächste, in
Griechenland gibt es fast monatlich General-
streiks. Auffällig in beiden Bewegungen ist gro-
ßes Misstrauen gegenüber Parteien und Organi-
sationen. „Die etablierten Parteien in Spanien
werden zurecht angeklagt, den Interessen der
Banken und Konzerne zu dienen. Einige Ele-
mente der Bewegung schütten allerdings das

Kind mit dem Bade aus und wollen alle politi-
schen Organisationen von der Bewegung fern-
halten. Das führt am Anfang der Bewegung auch
zu einer starken Skepsis gegenüber linken Grup-
pen wie Socialismo Revolucionario, der spani-
schen Schwesterorganisation der SLP. Mit dem
Fortschreiten der Bewegung wird jedoch klar,
dass diese „Anti-Organisationsstimmung“ nicht
unwidersprochen ist, und vor allem von einer
selbst gut organisierten Minderheit propagiert
wird.“ berichtet Sebastian Kugler aus Spanien.

Ähnliches auch aus Griechenland: „Es gibt
Menschen die glauben, dass die (besetzten)
Plätze die Gewerkschafts- bzw. ArbeiterInnen-
bewegung nicht brauchen oder nicht wollen,
weil GewerkschafterInnen die Bewegung ‘patro-
nisieren’ würden. Ihre Bedenken sind nachvoll-
ziehbar, aber nicht zutreffend. Wenn die Bewe-
gung der Empörten sich nicht auf die Arbeiter-
Innenbewegung ausdehnt und nicht mit Streik-
mobilisierungen vernetzt wird, gibt es eine ex-
trem große Gefahr, dass sie verschwinden wird.“

Woher kommt das Misstrauen gegenüber Organi-
sationen?

Die Anti-Parteien Stimmung, die in vielen eu-
ropäischen Ländern und v.a. unter Jugendlichen
herrscht, ist nachvollziehbar. Korruption und
Freunderlwirtschaft stehen auf der Tagesord-
nung der etablierten Parteien. Sie sind außer-
dem undemokratisch organisiert, Mitglieder an
der Basis haben kaum ein Mitspracherecht. Die
in Parlamenten sitzenden Parteien sind Teil des
Establishments, das von den AktivistInnen ab-
gelehnt wird. Sie alle handeln im Sinne der
Wirtschaft, d.h. der bürgerlichen Klasse.

Oft hört man, die Jugend sei unpolitisch und
nicht interessiert am politischen Geschehen.

Doch „Politikverdrossenheit“ macht sich in den
letzten Jahren auch unter großen Teilen der Ar-
beiterInnenklasse breit. Viele haben erfahren,
dass die gewählten „VertreterInnen“ sich nicht
darum kümmern, was das „Wahlvolk“ eigent-
lich will. Sie lehnen die bestehenden Parteien ab,
das Establishment, „die da oben“ - nicht DIE
Politik. Es herrscht nicht „Politikverdrossen-
heit“ sondern „PolitikerInnen-Verdrossenheit“

Organisierung entwickelt sich – mit und ohne
Parteien

In jeder politischen Bewegung entwickeln sich
Strukturen, um die Proteste zu organisieren.
Aktuell sind es in Spanien die lokalen „Asamble-
as“ (Nachbarschaftskomitees). Ähnliche Struk-
turen gibt es auch in Griechenland und letztlich
in jeder Bewegung. Am Tahrir Platz in Kairo gab
es diese Selbstorganisation genauso wie 2001 in
Argentinien, 1979 in Teheran, 1918 in Wien,
1917 in Russland oder 1871 in Paris. Neben der
Selbstverteidigung und Sicherheit, der Verpfle-
gung, der medizinischen und hygienischen Ver-
sorgung organisieren diese Strukturen v.a. die
politischen Debatten.

Politische Organisationen, die die Bewegung
ehrlich unterstützen und weitertragen wollen,
müssen Erfahrungen aus vergangenen Bewe-
gungen und Kämpfen hineintragen und Vor-
schläge für die nächsten Schritte machen, die
auf diesen Erfahrungen aufbauen. Ihre Aufgabe
ist es, zu verhindern, dass jedesmal das Rad neu
erfunden werden muss, sondern eine neue Be-
wegung die Fehler der letzten nicht wiederholen
muss. Das kann die Bewegung schneller vor-
wärts bringen.

Konsens herrscht darüber, dass diese Struktu-
ren demokratisch sein müssen - dass sich alle

Teile der Bewegung einbringen und gemeinsam
die nächsten Schritte und Forderungen erarbei-
ten können. Aber es gibt Stimmen, die den Aus-
schluss von Organisationen und Parteien dar-
aus fordern. Sie machen keinen Unterschied
zwischen den etablierten Parteien, die die An-
griffe fahren und den linken, sozialistischen und
kämpferischen Parteien, die die Bewegung aktiv
unterstützen. Sie orientieren sich nicht an den
Inhalten und Forderungen einer Partei, sondern
beschränken sich auf die Ablehnung der Struk-
tur Partei an sich. Ähnliche Debatten gab es
auch bei der unibrennt Bewegung. Die Grünen
haben trotzdem interveniert, und zwar über ih-
nen nahestehende Studierende, die an Schalthe-
beln saßen. Der formale Ausschluss von Par-
teien führt also nur dazu, dass sich Mitglieder
der unterschiedlichsten Gruppierungen dann
halt anonym beteiligen. Statt dass offen gelegt
wird, wer wo politisch steht und damit auch
besser einschätzbar ist, wird mit verdeckten
Karten gespielt. Das schwächt die Bewegung,
anstatt sie zu stärken. Die AktivistInnen sollen
sich selber ein Bild machen und dann entschei-
den, ob sie Vorschläge und die praktische Unter-
stützung annehmen wollen.

Vereinnahmung wird nicht durch formalen
Ausschluss, sondern durch offene politische De-
batte und ein eigenes klares Programm verhin-
dert. Wenn die Bewegung inhaltlich klar positio-
niert ist und keine faulen Kompromisse eingeht,
um Unterstützung von Organisationen zu be-
kommen – dann kann sie sich wirklich vor Ver-
einnahmung schützen. Gleichzeitig müssen alle
Kräfte, die das gleiche Ziel verfolgen, zusammen-
gefasst werden und sich gemeinsam demokra-
tisch organisieren. Eine politische Partei ist letzt-
lich nur ein freiwilliger Zusammenschluss von
Menschen, die gemeinsam ein Ziel verfolgen.
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Fünf Finger kann man brechen - eine Faust nicht!

Revolution braucht Organisation

Unter Empörten
Ein Augenzeugenbericht aus Spanien

Ein Kairo in jedem Stadtteil! Freiheit!

2 Schritte vor,
einer nach links!

Vorwärts neu:
Das Fest!

Fr. 09.09.2011
ab 20 Uhr
Wien 10, 
Wielandg. 2-4

LIVE + LIVE + LIVE:
Holger Burner
Laura Raffetseder, ...



Von Simon Nagy, SLP-Jugend

Zwei Schularbeiten, zwei Tests und
vielleicht auch noch ein Referat in einer
Woche - vom Schulstress, besonders ge-
gen Ende des Jahres, kann mensch Lie-
der singen.

Über 30 % aller österreichischen
SchülerInnen leiden massiv unter
Stress, rund 60.000 SchülerInnen droht
jährlich ein Burnout. Durch die Strei-
chung von immer mehr schulfreier Zeit
sind die zwei Monate Sommerferien die
einzigen Möglichkeiten zur richtigen
Erholung vom Lernen und von der
schulischen Arbeit. Jedoch kann sogar
diese Zeit von immer weniger Schüler-
Innen für stressfreie Regeneration ge-
nutzt werden.

Schluss mit Nachhilfe, her mit einer 
demokratischen Bildungsreform!

Knapp die Hälfte der österreichischen
SchülerInnen benötigt während des
Jahres Nachhilfe. Immer mehr müssen
nun auch während der Ferien Nachhil-
fe oder Lerncamps in Anspruch neh-
men, um entweder Entscheidungsprü-
fungen schaffen oder so problemlos wie
möglich in das nächste Schuljahr star-
ten zu können. Doch nicht die Schüler-
Innen werden immer dümmer oder
fauler. Durch die Kürzungen ist das
Schulsystem immer weniger in der La-
ge, auf die individuellen Bedürfnisse
der Jugendlichen einzugehen und den
Stoff dementsprechend zu vermitteln.
u Deshalb fordern wir eine Verkleine-

rung der Klassen, mehr Personal und
eine demokratische Lehrplangestal-
tung. Lernen ist Arbeit und gehört in
die Schule, nicht in die Freizeit.

Für ein SchülerInneneinkommen zur 
finanziellen Unabhängigkeit!

Der zweite erholungsraubende

Aspekt ist die Arbeit in den Ferien. Vie-
le Jugendliche müssen sich aus der Not-
wendigkeit heraus, sich ihre Freizeit-
veranstaltungen oder den Urlaub lei-
sten zu können, Ferialjobs organisie-
ren. Einerseits sind hier natürlich die
exorbitanten Kosten für Festivals, Kon-
zerte und Fortgehen selbst zu kritisie-
ren, andererseits die nicht existente Er-
holung vom Schuljahr, wenn die Hälfte
der Ferien mit Arbeit verbracht wird.
u Wir treten für ein SchülerInneneinkom-

men ein. Schule ist Arbeit und Schüler-
Innen sollen nicht unter der finanziellen
Situation ihrer Eltern leiden.

Weg mit den unterbezahlten 
Pflichtpraktika!

Noch schlimmer sieht die Situation
im Falle von Praktika aus: gewisse
Schultypen wie Hotelfachschulen, Tex-
tilschulen oder diverse Wirtschafts-
schulen verpflichten SchülerInnen zu
meist zwei- oder dreimonatigen Ferial-
praktika in mehreren Sommerferien.
Die Absurdität hierbei liegt darin, dass
die Arbeitenden eigentlich normale Be-
schäftigte sind und nach dem Kollektiv-
vertrag bezahlt werden müssen – inklu-
sive Sonderzahlungen. Nachdem aber
viele LehrerInnen an diesen Schulen in
den betreffenden Branchen und teil-
weise auch Unternehmen tätig sind, in-
formieren sie die SchülerInnen kaum
über ihre Rechte. Daraus resultierend
werden sehr viele dieser „Praktika“
nicht korrekt nur mit einem Taschen-
geld bezahlt – ob sie irgendeinen Lern-
effekt haben, ist ohnehin fraglich.
u Wir fordern die Verlegung von Pflicht-

praktika in die Unterrichtszeit. Volle
Aufklärung über die Rechte als Be-
schäftigte durch die Gewerkschaft in
der Schule – ohne Anwesenheit von
Lehrpersonal. Und eine anschließende
Überprüfung der jeweiligen Bezahlun-
gen durch AK und ÖGB.

Tel.: 01/524 63 10
oder EUR 18,00* 
an PSK 8812.733 

überweisen.

Namen, Anschrift und Kennwort
“Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen
ohne eigenes Einkommen

EUR 10,00

*Normalpreis 
EUR 10,00

Alle Preise für 10 Ausgaben 
inkl. Porto und Versand 
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DIE SLP-TREFFPUNKTE

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd..
Die SLP erhält keine Subventio-
nen oder Geld von Unterneh-
men. Das garantiert unsere poli-
tische Unabhängigkeit. Es
macht uns aber abhängig von
Deiner/Ihrer Unterstützung. 
Daher bittet die SLP um Spen-
den. Am besten regelmäßig
(Dauerauftrag). 
Ab EUR 7,– pro Monat gibt’s alle
Publikationen der SLP (inkl. Bro-
schüren) per Post nach Hause –
ein “All-Inclusive-Abo” eben. 
Einfach einzahlen auf

PPSSKK  88881122..773333

A L L E S
I N K L U S I V E

Jetzt Abo
bestellen!

Demos, Interventionen und ein Seminar

GMUNDEN
jeweils  Sonntag, 19.00 Uhr, 
“Wiener Café”, Esplanade Gmunden 

GRAZ
Mittwoch, 18.00 Uhr
(während der Sommermonate nicht 
regelmäßig: Infos unter www.slp.at)
“Stockwerk”, Jakominiplatz 18 

LINZ
jeweils Samstag, 17.00 Uhr, 
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

NIEDERÖSTERREICH
nicht regelmäßig, Infos: slp@slp.at 

SALZBURG-STADT
jeweils Dienstag, 19.00 Uhr, 
“Shakespeare”, Salzburg, 
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

WIEN
SLP-Sommerdebatten bis 14. 9.
Jeden Mittwoch um 19.00
“Pizzeria La Piazza”, 20., Gaussplatz 7 

Themen unter anderem:

Mittwoch, 20. Juli 2011:
Kampf dem Staat - aber wie?
mit einer/m Vertreter/in der 
Autonomen Antifa Wien

Mittwoch, 17. August 2011:
Italien – 10 Jahre nach Genua!
10 Jahre Kämpfe gegen Berlusconi
mit Giuliano Brunetti, CWI-Italien

Weitere Themen auf www.slp.at

In Ihrer Nähe gibt es noch keine SLP-Gruppe?
Wir unterstützen Sie gerne als individuelles
Mitglied beim Aufbau von Aktivitäten.

Von Karin Wottawa, SLP-Wien

Der Juni begann mit einem Seminar.
In Referaten, Arbeitskreisen, Liedern
wurden Themen wie „Krise reloaded“
und die unterschiedlichen Positionen
zur Nationalen Frage besprochen.
Beim Seminar und bei unseren Akti-
vitäten war Ungarn zentral. Im Juni
fanden gleich zwei Interventionen statt
– am 16. Juni bei Gewerkschaftsaktio-
nen und am 18. Juni bei der Budapester
Regenbogenparade. Durchaus skurril
war der Protest von sozialdemokrati-
schen Feuerwehrleuten, PolizistInnen
und Armeeangehörigen: Er fand in
Form einer Clownsdemo gegen Kür-
zungen statt. SLP-Aktivist Tilman Ru-
ster berichtet über die Übergriffe durch
Nazis auf die Regenbogenparade:
„Flankiert von massiven Sicherheits-
vorkehrungen zog die Parade durch

Budapest. Hinter den Sicherheitsab-
sperrungen lauerten Neonazis. Der
zentrale Oktagon, über den die Parade
gehen sollte, wurde von Nazis besetzt.
Die Polizei ließ die Nazis einfach auf
dem Platz und die Demo wurde umge-
leitet. Letztendlich gab es sehr wohl
Übergriffe, auch auf einen Bus österrei-
chischer AktivistInnen.“ 

Proteste in Österreich

Seit Monaten ist die SLP aktiv gegen das
von allen Landtagsparteien unterstützte
Spitals-Kürzungspaket in Oberöster-
reich. Federführend dabei ist SLP-Mit-
glied Lisa Wawra in Gmunden.Am 9. Ju-
ni sprach Lisa bei der Gewerkschaftsde-
monstration in Linz dann auch gleichbe-
rechtigt mit AktivistInnen aus ÖGB und
SPÖ. Im Gegensatz zu diesen hob sie
aber die Notwendigkeit von Klassen-

kämpfen hervor und hatte die Forde-
rung, die Proteste weiter zu führen und
eine Aktionskonferenz zu veranstalten.

Gegen das in Wien stattfindende
WEF-Treffen organisierte die SLP eine
Kundgebung. Und der Staatsapparat
hat es sich einiges kosten lassen, Prote-
ste einzuschüchtern. Die „Sicherheits-
maßnahmen“ des Staates für unsere
Kundgebung waren beachtlich. Für  5-
10 TeilnehmerInnen wurden acht(!)
vollbesetzte Einsatzwägen abgestellt,
von denen vier bis zum Ende blieben.
Die PolizistInnen waren teilweise seit
36 Stunden im Einsatz. Die – vom Staat
verursachten – Kosten sind enorm!

Außerdem gab es Aktionen zu laufen-
den Kampagnen, wie etwa gegen den
Abriss des Studierendenwohnhauses
Haus Döbling und gegen den Bau einer
Tiefgarage im Gymnasium Geblergasse
sowie in Solidarität mit den Kämpfen

von ArbeiterInnen und Jugendlichen in
Spanien und Griechenland.

Widerstand in Graz

Der Parteitag der FPÖ verlief nicht
ohne Widerstand: Bereits am 17. Juni
gab es ein „Lichtermeer gegen Rechts“ .
Am 18. Juni kam es den ganzen Tag zu
Protesten. SLP-Mitglied Moritz Eckl
berichtet: “Ab 8 Uhr 30 wurde vor der
Grazer Messe protestiert, es gab Rede-
beiträge, in denen auch SLPlerInnen
das Wort ergriffen, eine Podiumsdis-
kussion, eine Demo zum Augarten so-
wie eine  Spontankundgebung, um die
FPÖ gebührend zu verabschieden. Die
SLP war bei allen Aktionen mit einem
starken, kämpferischen Block vertre-
ten. Gegen Ende verbuchten wir auch
einen bemerkenswerten Zeitungsver-
kauf.“

Von Sedef Yavuz, SLP-Jugend

Die arabischen Revolutionen werden
von den Medien als „Facebook-Revolu-
tionen“ bezeichnet.„Auslöser“ soll das
Internet gewesen sein. Auslöser für die-
se Ereignisse waren aber die sozialen
Probleme, das Internet war dabei die
Verbreitungsmethode der heutigen
Zeit. Denn jede Generation von
AktivistInnen nützt die neuesten tech-
nischen Möglichkeiten, um mehr Men-
schen zu mobilisieren. Immerhin ha-
ben 6 von 10 Jugendlichen in Öster-
reich ein virtuelles Profil. Über Webca-
fés etc. haben auch in ärmeren Ländern
viele – v.a. jugendliche – Menschen Zu-
gang zum Internet. Waren es bei den
SchülerInnenstreiks 2009 SMS-Ketten,
die die Jugendlichen auf die Straße ge-
bracht haben, so machen das heute Fa-
cebook, Twitter & Co.

Sieg durch Online- Proteste?

Immer wieder finden im Internet
Flashmobs statt. Profile und Seiten
Rechtsextremer werden zugespamt
oder gehackt. Für den Moment denken
wir, wir hätten etwas verändert, etwas
erreicht. Es reicht aber nicht, nur etwas
zu „liken“. Mensch muss schon selber
auf die Straße gehen, sein/ihr Gegenü-
ber sehen, und Diskussionen führen.
Eine Unterschrift allein verändert die
Welt genausowenig wie ein Mausklick.
Der seelenlose Ziegelstein hat in Face-
book doppelt so viele FreundInnen wie
H.C.Strache – gestoppt hat das den
Aufstieg der FPÖ nicht. Die Wut, die
wir gegen das System haben, müssen

wir auf die Straße tragen! Denn Inter-
net und Handy reichen leider nicht im-
mer aus...

… weil der Staat dazwischenfunkt

Gerade in Diktaturen wie China, Sy-
rien oder dem Iran verbreiten die Regi-
mekritikerInnen ihre Informationen
über das Internet. Es ist ein wichtiges
Medium – und doch ist es beschränkt.
Wenn das dem Staat nicht passt, wird
mal eben das Internet abgeschaltet.
Diese Einschränkung der Meinungs-
und Redefreiheit findet schon auch mal
in den westlichen „Demokratien“ statt
– Handys funktionieren z.B. plötzlich
auf Demos nicht mehr. So wie jede Be-
wegung immer alle technischen Mög-
lichkeiten nutzt, geht der Staat auch mit
allen Mitteln dagegen vor. Die deutsche
Polizei spionierte bei den Antifa-Prote-
sten in Dresden tausende Antifaschist-
Innen aus.

Internet ist gut, die Straße 
ist noch besser!

Es ist sehr gut, dass wir Hilfsmittel zur
Verfügung haben, die eine Mobilisie-
rungskraft besitzen. Schließlich müssen
wir alles in Anspruch nehmen, was
möglich ist. Per Internet kann Mobili-
sierung stattfinden. Aber gewinnen
können wir nicht im virtuellen Raum,
sondern nur in der realen Welt. Die De-
monstrationen und Streiks sind dafür
verantwortlich, dass z.B der tunesische
Diktator Ben Ali gestürzt worden ist.
Also: Internet ist gut, die Straße ist noch
besser!

Will the Revolution 
Be On Facebook?! 

Schulstress
ade! 
Ferienstress
ahoi!



Von Georg Maier, SLP-Salzburg

Inspiriert durch die Aufstände in an-
deren arabischen Ländern rollt seit
März eine Protestwelle durch Syrien.
Massendemonstrationen in Homs,
Hama und unzähligen anderen Städ-
ten und Dörfern erschüttern die Herr-
schaft von Al-Assads Baath-Partei. Das
Regime reagiert mit blutiger Unter-
drückung. Nach Angaben von Opposi-
tionellen wurden bis Ende Juni bis zu
1.600 Menschen getötet.

Armut und Unterdrückung
führen zu Aufständen

Vor dem Hintergrund fallender
Öleinnahmen setzte das Regime in den
letzten Jahren auf Privatisierungen
und Deregulierungen. In Industrie-
städten wie Homs und Dayr Az-Zawr
wurden Tausende entlassen. Die Sub-
ventionen von Grundnahrungsmitteln
wurden gekürzt. Löhne stagnierten
oder fielen, während die Inflation
stieg. Banken-, Telekom- und Bausek-
tor wurden liberalisiert. Die Öl- und
Gasindustrie ist teilweise privatisiert
oder wird als Joint-Ventures mit Mul-
tis geführt. Eine kleine Schicht um den
Präsidenten-Clan konnte sich maßlos
bereichern.

15 verschiedene Geheim- und Si-
cherheitsdienste sollen die Bevölke-
rung im Zaum halten. Folter war und
ist Normalität. In der Vergangenheit
gab es zwar Unterdrückung, aber zu-
mindest eine gewisse soziale Sicherheit
– die Politik der letzten Jahre bedeute-
te für die Masse der Bevölkerung einen
dramatischen Einbruch im Lebens-
standard, während die Unterdrückung
aufrecht blieb. Ein Pulverfass, das nur
darauf wartete, zu explodieren.

Ethnisches und religiöses Sektierertum

Al-Assad wirft der Bewegung vor, das
Land entlang ethnischer und religiöser
Linien zu spalten und es in den Bürger-

krieg zu treiben. Tatsächlich hat das
Regime selbst von Beginn an religiöse
Spaltung und ethnische Unterdrük-
kung forciert. Die Mehrheit der Syre-
rInnen sind sunnitische AraberInnen
(ca. 74%). Dazu kommen noch weite-
re religiöse und ethnische Gruppen
(ChristInnen, AssyrerInnen, KurdIn-
nen, etc.). Die zentralen Machtpositio-
nen sind in einer Teile-und-Herrsche-
Strategie fast ausschließlich von Alevi-
tInnen besetzt (ein Ableger des schiiti-
schen Islam).

Bis jetzt zeigt die Bewegung bemer-
kenswerte Widerstandskraft gegenü-
ber religiösem Sektierertum. Die Mos-
lembruderschaft spielt eine unterge-
ordnete Rolle. In den lokalen Koordi-
nationskomitees der AktivistInnen
sind Menschen aller ethnischen und
religiösen Gruppen vertreten.

Der Bürgerkrieg wird vom Regime
selbst geführt. Die Belagerungen von
Dara’a, Jisr Al-Shoghur und anderen
Städten haben Hunderten das Leben
gekostet. Ganze Dörfer werden „gesäu-
bert“ und die Ernte verbrannt. Viele
Soldaten, die sich dem Befehl auf fried-

liche DemonstrantInnen zu schießen
widersetzten, wurden hingerichtet.

„Keine Zugeständnisse – 
keine Verhandlungen!“ (Demospruch)

Trotz der Brutalität ist dem Regime
bewusst, dass es Zugeständnisse ma-
chen muss. So wurde schon zu Beginn
der Proteste formal der seit 1963 gel-
tende Ausnahmezustand aufgehoben.
Zahlreichen KurdInnen, die bis jetzt
ohne Staatsbürgerschaft im Land leb-
ten, wurde diese versprochen. Das Re-
gime versucht auch Teile der Opposi-
tion zu integrieren, um die Bewegung
so zu spalten.All das hat nicht zum En-
de der Proteste geführt. Die Massen
haben ihre Forderungen weiterent-
wickelt - das Regime muss fallen. Bis
jetzt hat Al-Assad in Teilen der Bevöl-
kerung, vor allem in den wirtschaftlich
besser gestellten Städten Damaskus
und Aleppo (wo auch der Großteil der
Staatsbürokratie konzentriert ist)
noch eine gewisse Unterstützung. In
den ArbeiterInnen- und Elendsvier-
teln am Stadtrand von Damaskus

kommt es allerdings schon seit März
zu Massendemonstrationen gegen das
Regime. Das Regime selbst ist auch
nicht homogen, die Möglichkeit einer
Spaltung der Herrschenden ist imma-
nent und könnte Al-Assad das Rük-
kgrat brechen.

Entscheidend ist es jetzt, die Bewe-
gungen und die lokalen Komitees zu
vernetzen und so eine organisatorische
Gegenmacht zum Regime aufzubauen,
die die Bewegung weiterentwickeln
kann. Ethnische und religiöse Spal-
tung kann und muss überwunden
werden, damit die Revolution erfolg-
reich ist.

Es ist noch nicht absehbar, ob die Re-
volution erfolgreich sein wird. Klar ist
aber, dass sich das Regime, selbst wenn
es ihm gelingt die aktuelle Bewegung
niederzuschlagen, nicht auf Dauer Be-
stand haben wird. Al-Assads kapitali-
stische Diktatur hat den Massen nichts
anzubieten außer Armut und barbari-
sche Unterdrückung – letztlich kann
eine geeinte Massenbewegung der Ar-
beiterInnen, Jugendlichen und Armen
das Schicksal des Regimes besiegeln.
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Revolution bis zum Sieg!
Von Jan Millonig,
SLP-Oberösterreich

„Wenn wir zusammen streiken,
können wir zusammen siegen!“

Britannien: Aktuell werden in
England umgerechnet ca. 3,1
Milliarden bei Pensionen im öf-
fentlichen Sektor gekürzt. Das
Antrittsalter soll auf 68 Jahre
erhöht werden, ebenso die Bei-
träge. Das wäre, neben Gehalts-
einfrierungen, Angriffen auf
Arbeitsbedingungen, Privati-
sierung und Arbeitsplatzabbau,
ein weiterer heftiger Schlag ge-
gen den öffentlicher Dienst.

Dagegen haben die Gewerk-
schaft der öffentlichen Bedien-
steten und drei Gewerkschaften
des Bildungsbereiches am 30.
Juni massive Streiks im ganzen
Land gegen die Pensionskür-
zungen, aber auch die Kürzun-
gen insgesamt abgehalten. Eine
knappe Million streikte und sie
wurden breit unterstützt, auch
von nicht-streikenden Gewerk-
schaften. 80-90% der Londoner
Schulen waren geschlossen, im
ganzen Land gab es Aktionen.
Das war der größte gewerk-
schaftlich koordinierte Streik
gegen das Kürzungs- und Pri-
vatisierungspaket der Con-
Dem-Regierung. Der 30. Juni
kann ein wesentliches Element
im Aufbau einer Massenbewe-
gung im Herbst sein, wo Streiks
von mehreren Millionen Arbei-
terInnen möglich sind.

Die „Socialist Party“ (CWI in
England & Wales) hat den ge-
werkschaftlichen Widerstand
aktiv unterstützt und fordert
weitere Kampfmaßnahmen
unter Einbeziehung aller Ge-
werkschaften für den Sturz der
Koalitionsregierung.

Streik bedroht Regime – 
Regime bedroht Streikführer

Kasachstan: Mitte Juni wurde
das Auto von Esenbek Uktesh-
bayev, Mitglied von „Socialist
Movement Kazakhstan“ (CWI
in Kasachstan), lebensbedroh-
lich sabotiert. Hintergrund die-
ses Attentates ist der Streik der
Öl- und GasarbeiterInnen im
Westen des Landes, dem immer
mehr ArbeiterInnen folgen.
U.a. haben die Unternehmen
Gehälter seit Monaten nicht
ausgezahlt. Mittlerweile gab es
einige Zugeständnisse - das
aber nur aufgrund der „Solida-
rität und Entschlossenheit“ der
ArbeiterInnen, wie es Andrei
Prigor, einer der Streikführer
und ebenfalls CWI-Mitglied,
ausdrückt. Der sich schon ein
Monat hinziehende Streik rich-
tet sich nicht nur gegen die aus-
beuterischen Unternehmen,
sondern auch gegen das Regime
von Präsident Nazarbayev. Die-
ses versucht die Streiks auszu-
sitzen, doch die ArbeiterInnen-
klasse von Kasachstan ist ent-
schlossen und verzweifelt und
bringt damit das politische Sy-
stem zum Schwanken.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

Syrien: Die Massenproteste gehen trotz brutaler Unterdrückung durch das Regime weiter

Von Michael Gehmacher, SLP-Wien

Bei den türkischen Parlamentswahlen
am 12. Juni haben ca. 50% die konser-
vativ-islamische AKP gewählt, und ei-
ne neue neoliberale Alleinregierung er-
möglicht. Überraschungssieger ist ein
Bündnis rund um die kurdische BDP
und türkische SozialistInnen. 36 Kan-
didatInnen gelang der Sprung ins Par-
lament. Sechs von ihnen wurden direkt
aus dem Gefängnis gewählt.

Eine Regierungspartei gewinnt Wah-
len? Diesbezüglich blickt die herr-
schende Klasse in Europa neidisch auf
die Türkei. Warum ist die AKP erfolg-
reich? Während im Jahr 2000 eine Ko-
alition aus konservativen Parteien und
der kemalistischen CHP mehrereSpar-
pakete durchsetzen wollte und sich in
Skandale verwickelte, baute die AKP in
den verarmten Vorstädten ihre islami-
schen Sozialzentren auf. Auf der Basis
sozialpopulistischer und islamistischer
Rhetorik konnte sich die AKP – hinter
der GroßunternehmerInnen und isla-
mische MillionärInnen stehen – als so-
ziale Alternative präsentieren. An der
Regierung positionierte die AKP die
Türkei als Brücke zwischen der arabi-

schen Welt, Europa und den ehemali-
gen sowjetischen Kaukasusrepubliken.
Niedriglöhne und Steuergeschenke
lockten internationale Investitionen
an. Nach einem kurzen Einbruch der
Wirtschaft 2008 wuchs sie 2010 wieder
um 8,9%. Im jüngsten Wahlkampf prä-
sentierte sich die AKP als Garantin für
den weiteren Aufschwung.

Nur wenige profitieren vom Wachstum

In den Produktionsstätten der inter-
nationalen Konzerne herrscht extre-
mer Arbeitsdruck, Rechtlosigkeit und
Leiharbeit, im boomenden Dienstlei-
stungssektor Hungerlöhne und unsi-
chere Arbeitsverträge. Viele kurdische
und türkische ArbeiterInnen haben be-
gonnen, sich dagegen zu wehren. Ty-
pisch dafür sind: Der monatelange
Streik der ArbeiterInnen des privati-
sierten Tabakmonopolisten „Tekel“, die
Streiks in der Metallbranche, der UPS-
Streik und die Massendemonstratio-
nen am 1. Mai. Die kemalistische CHP
versucht mit linker Rhetorik auf diesen
Zug aufzuspringen, eine Taktik die
durchschaut wird. Daher das schlechte
Abschneiden bei der Wahl.

Wahlblock für
„Arbeit, Demokratie und Freiheit“

Bei dieser Wahl ist es der kurdischen
BDP gemeinsam mit türkischen
SozialistInnen gelungen, ein Wahl-
bündnis zu bilden und 36 Mandate zu
erreichen. Hinter diesem Erfolg steht
hohes politisches Bewusstsein bei vie-
len KurdInnen. Der Wahlkampf war
wurde sehr entschlossen und als poli-
tische Bewegung mit Demos, Aktio-
nen, Protesten geführt.

Chance für neue Kraft

Die Aberkennung des Mandats für
den inhaftierten linken kurdischen
Abgeordneten Hatip Dicle (das nun
ein AKP-Mandatar bekommen soll),
die schleppende Freilassung der ande-
ren noch eingesperrten MandatarIn-
nen und die polizeilichen Angriffe auf
Protestkundgebungen Ende Juni zei-
gen, wie bedroht sich das Regime
durch die Entwicklung fühlt.

Ist es auf Basis dieses Wahlerfolges
nun möglich, eine linke Dachpartei zu
bilden? Bis jetzt gibt es Gespräche über
die Zusammenarbeit verschiedener

linker Gruppen mit der BDP. Jeder
Schritt in diese Richtung ist begrü-
ßenswert. Um wirklich eine neue poli-
tische Vertretung der türkischen und
kurdischen ArbeiterInnen zu werden,
muss eine solche Partei mehr sein, als
eine Absprache oder Verschmelzung
verschiedener linker Gruppen. Eine
Orientierung auf die bestehenden
Klassenkämpfe und die Integration
kämpferischer GewerkschafterInnen
ist besonders wichtig. Der Wahlerfolg
gibt vielen KurdInnen und Linken
mehr Selbstvertrauen und ist daher ein
wichtiger Ansatz für die Intervention
in kommende Klassenkämpfe und da-
mit ein Schritt in die Richtung einer
solchen neuen Partei. In der Türkei ist
für eine solche neue politische Kraft
die Positionierung zur kurdischen Fra-
ge zentral: Die Verteidigung aller de-
mokratischen und kulturellen Rechte
der KurdInnen inklusive des Selbstbe-
stimmungsrechts, das auch das Recht
auf einen eigenständigen Staat bein-
haltet, gehört dazu. Wenn sich diese
Partei auch noch auf Kämpfe wie den
Tekel-Kampf stützt, könnte sie in den
nächsten Monaten eine ernstzuneh-
mende linke Alternative werden.

Türkei: AKP-Wahlerfolg 
kann soziale Kämpfe nicht aufhalten
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 Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung &
Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn &
Mindestpension von 1.200 Euro netto & Ar-
beitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro Wo-
che – d.h. Verteilung der vorhandenen Arbeit
auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes Ar-
beitslosengeld und Pension dürfen nicht unter
dem Mindestlohn liegen.

 Kapitalismus bringt immer wieder Krisen!
Statt Subventionen aus unseren Steuern für
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit,
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.

 Der Kampf für Frauenrechte ist für uns Teil
des Kampfes für eine sozialistische Gesell-
schaft! Für eine gerechte Entlohnung und Ver-
teilung der bezahlten und unbezahlten Arbeit!
Flächendeckende kostenlose Betreuung von
Kindern und Pflegebedürftigen durch bezahlte
Fachkräfte. Schluss mit Sexismus und Gewalt
gegen Frauen!

 Wir mobilisieren gegen die Angriffe der radi-
kalen Abtreibungsgegner auf das Selbstbestim-
mungsrecht von Frauen! Möglichkeit auf ko-

stenlosen Schwangerschaftsabbruch in öffent-
lichen Spitälern in allen Bundesländern.

 Schluss mit rassistischen Gesetzen und Ab-
schiebungen! MigrantInnen sind nicht die Ur-
sache für soziale Probleme. Gemeinsamer
Kampf von ÖsterreicherInnen und MigrantIn-
nen für die volle rechtliche, politische und so-
ziale Gleichstellung aller hier lebenden Men-
schen.

 Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt Kür-
zungen und Privatisierung mehr Geld für Bil-
dung, die sich nicht an den Interessen der
Wirtschaft orientiert, sondern kritische und
selbständige Menschen zum Ziel hat. Ausrei-
chend Lehrstellen & Jobs, von denen man le-
ben kann, leistbare Wohnungen und Freizeit-
einrichtungen ohne Konsumzwang.

 Schluss mit der Diskriminierung, Stigmatisie-
rung und Behinderung von Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen.
Für das Recht auf Selbstorganisierung und
Selbstbestimmung.

 Volle Gleichberechtigung für Schwule, Lesben,
Transgenderpersonen & Bisexuelle

 Nein zu polizeistaatlichen Methoden und pri-
vaten Sicherheitsdiensten, die nur die Interes-
sen des Kapitals schützen. Statt auf Überwa-
chungsstaat und Aufrüstung setzen wir auf so-
ziale Sicherheit. Keine Kooperation & kein
Beitritt zu einem Militärbündnis.

 Sozialpartnerschaft bedeutet besonders heute
Verschlechterungen. Statt Privilegien und Bü-
rokratie im ÖGB für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften.

 Faschistische und rechtsextreme Organisation
wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind eine reale
Bedrohung für MigrantInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen braucht es entschlos-
senen Widerstand und den Aufbau einer poli-
tischen Alternative!

 SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht.
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik,
sondern wir brauchen eine neue starke, kämp-
ferische sozialistische Partei für ArbeiterInnen,
Arbeitslose & Jugendliche, deren VertreterIn-
nen keine Privilegien haben.

 Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung sind

die Folge imperialistischer, neokolonialer Poli-
tik. Für internationale Solidarität & Zu-
sammenarbeit der ArbeiterInnenbewegung.

 Keine Privatisierung der Gewinne und Ver-
staatlichung der Verluste. Es reicht nicht, die
Finanzmärkte zu regulieren und internationa-
le Institutionen wie EU, IWF & Weltbank zu
reformieren. Wir brauchen eine echte Alterna-
tive zum Kapitalismus. Darum sind wir für die
Überführung der Banken & Konzerne in öf-
fentliches Eigentum unter demokratischer
Kontrolle & Verwaltung der Beschäftigten &
der Gesellschaft.

 Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht
von Aktienkursen & Profiten bestimmt wird.

 Eine revolutionäre Veränderung ist notwendig.
Lediglich Reformen führen zu keinen grundle-
genden Verbesserungen. Die ArbeiterInnenbe-
wegung & die Jugend sind Kräfte, die den Bruch
mit dem Kapitalismus & eine demokratische,
sozialistische Gesellschaft erkämpfen können.

W
of

ür
 w

ir
 s

te
he

n

Von Helga Schröder, SLP-Wien

Fremdenrecht und Integration dürfe man
nicht vermischen und das neue Staatssekretari-
at biete die Chance, das zu trennen, betont Se-
bastian Kurz, Staatssekretär für Integration. Ty-
pisch für die Methode des Staatsrassismus: Eine
perfide Trennung zwischen Erwünschten und
Unerwünschten – und zwar entlang der Interes-
sen der Wirtschaft. Der Kampfbegriff „Integra-
tion“ wird verwendet, um das eigentliche Ziel -
die möglichst profitable Verwertung der Ar-
beitskräfte – zu verschleiern. Die Fremden-
rechtsänderungen werden immer menschenun-
würdiger. Das Innenministerium betreibt tödli-
che Abschiebungspolitik und wer von Mikl-
Leitner nicht deportiert werden kann, wird von
Kurz „integriert“.

ÖVP-Signal an FPÖ-Klientel

Mit Fotos in Döner-Buden und dem Zugeste-
hen von Kopftüchern als Ausübung der Reli-
gionsfreiheit will sich Kurz als weltoffener Poli-
tiker darstellen. Tatsächlich fordert er u.a. in
Moscheen Predigten in deutscher Sprache und
schließt eine Koalition mit der FPÖ nicht aus.
Kurz ist Vertreter des neoliberalen Flügels der
ÖVP. Mit Gerede über Förderung von Projek-
ten, „bei denen Leistung und Eigenverantwor-
tung zählen“ und „Wenn man in Österreich flei-
ßig ist, wenn man sich anstrengt, Deutsch kann,
was weiterbringen will, kann man in Österreich
seinen Weg machen.“ versucht er, MigrantIn-
nen die Verantwortung für ihre miese soziale
Lage in die Schuhe zu schieben. Letztlich ist er
aber v.a. ein Signal an FPÖ-WählerInnen. Jung,
fesch (?) und teilweise mit FPÖ-Rhetorik soll er
Strache Stimmen wegnehmen.

Verlogene „Integrations“debatte

Mit medienwirksamer Förderung von „Lern-
cafés“ für SchülerInnen mit Migrationshinter-
grund will Kurz „die Kids aus den Parks holen“.
Fragt sich nur, warum Kids nicht in Parks sein
sollen und wie mit einem(!) Lerncafé pro
Bundesland den vielen Jugendlichen geholfen
werden soll, die im Bildungssystem extrem be-

nachteiligt werden und sich keine Nachhilfe lei-
sten können. Die „Integrationsdebatte“ ist ver-
logen. Ehrliche „Integration“ würde vorausset-
zen, dass alle, die hier leben voll akzeptiert und
gleichgestellt sind und niemand diskriminiert
wird. Das ist aber von den Herrschenden nicht
gewünscht, vielmehr sollen inländische und mi-
grantische ArbeiterInnen gegeneinander ausge-
spielt werden. „Integration“ wird als Kampfbe-
griff für eine Politik des Sozialabbaus und
Lohndrucks und der Selektion von MigrantIn-
nen verwendet. Mit dem „Leistungsargument“

wird so getan, als ob viele MigrantInnen „faul“
wären. Tatsächlich ist das Problem nicht, dass
sie nicht arbeiten wollen, sondern viele nicht ar-
beiten dürfen!

Die herrschende Politik versteht unter Inte-
gration eine einseitige Verpflichtung von Mi-
grantInnen, sich „anzupassen“ an nicht näher
definierte Verhaltensweisen oder scheinbare
„kulturelle“ Begebenheiten. Sie sollen sich assi-
milieren, zu Niedriglöhnen arbeiten, Steuern
und Sozialabgaben zahlen und sonst möglichst
nicht sichtbar sein.

Volle gleiche soziale und 
demokratische Rechte für alle hier lebenden!

Kurz fordert ein zweites verpflichtendes Kin-
dergartenjahr „für jene die es brauchen“. Unter
dem Deckmantel der Integration stärkt die Re-
gierung  Repressionen wie Strafen und Bedro-
hung mit Abschiebung. Die „Integrationsver-
einbarung“ ist z.B. keine Vereinbarung, sondern
eine einseitige Verpflichtung für MigrantInnen.
Seit Juli haben ZuwanderInnen nur noch zwei
statt fünf Jahre Zeit für den Erwerb grundlegen-
der Deutschkenntnisse. Da wird dann plötzlich
nicht mehr zwischen Integration und Fremden-
recht getrennt. Kurz verwendet Deutschkennt-
nisse als Druckmittel und stellt sie als Allheil-
mittel dar, um von wirklichen Problemen abzu-
lenken. Doch würden auch viele Österreiche-
rInnen die diversen Tests nicht bestehen! Pro-
bleme gibt es – doch verantwortlich sind die ne-
oliberale Politik, Sozialabbau und Rassismus.
Unerschwingliche Mieten und Niedriglöhne
zwingen MigrantInnen in billige und überfüllte
Wohnungen. Zu große Gruppen und Klassen,
zuwenig LehrerInnen führen zu schulischen
Problemen bei Kindern mit und ohne deutscher
Erstsprache. Das Verbot zu arbeiten verhindert
soziale Integration und fördert Erwerbslosigkeit
von MigrantInnen. Diskriminierung und pre-
käre Beschäftigung verursachen Armut von Mi-
grantInnen. Wenn man sich dann gegenseitig
hilft, kommt die Keule der „Parallelgesellschaft“.
MigrantInnen werden diskriminiert und weit-
gehend rechtlos gehalten. Statt Schikanen und
Repressionen gegen MigrantInnen braucht es:
u Jobs für alle - Mindestlohn, Mindestpension,

Mindestarbeitslosengeld von 1.300 Euro net-
to und Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden
pro Woche statt Überstunden, prekärer Be-
schäftigung und Geld für Banken und Konzer-
ne

u Wohnungen für alle - Klare Obergrenzen bei
Mieten, öffentliches Investitionsprogramm in
sozialen Wohnbau. Wohnen darf maximal 10
% des Einkommens kosten 

u Bildung für alle – gemeinsame öffentliche
Schule für alle 6-18jährigen mit Unterstützung
und Förderung für alle SchülerInnen statt Elite-
schule und Nachhilfe für wenige

INTEGRATION KOMMT ZU KURZ

schafft keine Jobs!

statt für Banken!
Geld für Soziales

Rassismus 




Mit Fotos in Döner-Buden und dem Zugestehen von 
Kopftüchern als Ausübung der Religionsfreiheit will sich 

Sebastian Kurz als weltoffener Politiker darstellen.
Tatsächlich fordert er u.a. in Moscheen Predigten in 

deutscher Sprache und schließt eine Koalition 
mit der FPÖ nicht aus.

Neues Staatssekretariat soll Staatsrassismus verschleiern

NNiicchhtt  GGeennüüggeenndd,,  
FFrraauu  MMiinniisstteerr!!


